
Ein Jurist aus dem NMU hat der AG im Oktober 2025 auf Nachfrage folgende 
Auskunft gegeben: 

Die Auslegung des NMU ist ebenfalls, dass der § 57b AtG geändert werden müsse, 
um eine Teilrückholung oder eine Stilllegung ohne Rückholung gesetzeskonform zu 
ermöglichen. 

Zum Hintergrund: 

Die ggfs. flexibel auslegbare Soll-Formulierung in § 57b Abs. 2 Satz 3 AtG „Die 
Stilllegung soll nach Rückholung der radioaktiven Abfälle erfolgen.“ wird weniger 
mehrdeutig, wenn man ergänzend die Begründung des Gesetzentwurfes und 
insbesondere die beiliegende Beschlussempfehlung des Bundestagsausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 27.02.2012 (Bundestags-
Drucksache 17/12537) heranzieht. 

In letzterem wird auf Seite 5 ausdrücklich erläutert, dass das „vorzugsweise“ im 
Vergleich zur vorherigen Fassung gestrichen wird, weil dieses impliziere, dass doch 
keine Rückholung gewollt sei und dies genau das Gegenteil dessen sei, was 
politischer Wille ist.  

Die Soll-Formulierung hat der Gesetzgeber hier aber bewusst anstelle des Satzes 
„Die Stilllegung erfolgt nach Rückholung der radioaktiven Abfälle.“ gewählt, da sonst 
ein mögliches Scheitern der Rückholung nicht mehr ausreichend abgedeckt werde 
und man ein Scheitern der Rückholung nicht Kraft Gesetz ausschließen könne. 

Intention des Gesetzgebers war es also nicht, eine flexible Auslegung und damit 
Handlungsalternativen zur Rückholung zu eröffnen, sondern formal vorzubeugen, 
dass man sich bei einem unterstellten Scheitern der Rückholung in einem 
rechtswidrigen Zustand befindet. 

 


